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Wieder ein Jahr Zick-Zack-Kurs zwischen EU-Beitrittsverhandlungen und nachbarschaft-
licher Konfrontation, wieder eine vorgezogene Wahl und wieder ein Schritt in Richtung
Manifestation des Systems Vucic. Dieses Mal ein gewaltiger: Aleksandar Vucic, seit 2014
Ministerpräsident Serbiens, amtiert seit Ende Mai 2017 auch als Präsident des Landes. Die
europäische Fahne hält er trotz immer offen(sichtlich)eren Autokratisierungsbestrebungen
weiter hoch – und verfehlt gegenüber der Europäischen Union damit nicht seine Wirkung. 

System Vucic: Machtausbau vom Regierungschef zum Präsidenten

Personalunion und Ämterrotation zwischen Premier und Präsident sind in Serbien nicht
unüblich. Bei  Vucic hat  sie dennoch eine neue Qualität.  Schon die von ihm initiierten
vorgezogenen Parlamentswahlen im April  2016 dienten  erstrangig dazu,  das  Land auf
seine Person als Premier einzuschwören. Seine Wahl zum Präsidenten ein Jahr später nutz-
te er noch unverhohlener zum Ausbau des auf ihn bezogenen Systems. Anders als seine
Vorgänger  mühte  er  sich  kaum  noch,  dabei  den  Schein  transparenter  demokratischer
Prozeduren zu wahren. Pressefreiheit und Unabhängigkeit der Medien hat er längst soweit
ausgehebelt,  dass er  sie  fast  durchgängig für  seinen Wahlkampf gleichschalten konnte.
Sinnbild dafür waren die identischen Wahlaufrufe für Vucic, die gleichzeitig alle bedeuten-
den Printmedien in Serbien auf der Titelseite zierten.1

Auch das kurze Aufbegehren seines Amtsvorgängers, des „Alt-Präsidenten“ Tomislav
Nikolic, ebenfalls zur Neuwahl zu kandidieren, wusste Vucic schnell zu deckeln. Nicht
einmal  mit  seiner  Forderung,  stattdessen  den  Parteivorsitz  und  das  Amt  des  Premier-
ministers  zu  übernehmen,  konnte  sich  Nikolic  gegenüber  seinem einstigen  politischen
Ziehsohn durchsetzen. Im ersten Wahlgang gewann Vucic damit am 2. April 2017 auch
gleich mit absoluter Mehrheit. Am 31. Mai 2017 folgte die Amtseinführung, begleitet von
lauten Protesten, die seit Wochen Wahlmanipulation anprangern.

Blieb die Frage, wen Vucic als seinen Nachfolger im Amt des Premierministers einsetzt
– und da wusste Vucic durchaus zu überraschen: Statt eines Parteikaders entschied er sich
für die parteilose Ana Brnabic. Sie ist nicht nur Politikneuling; erst im August 2016 hatte
Vucic sie als Verwaltungsministerin in sein Kabinett geholt. Sie ist auch die erste Frau an
Serbiens Regierungsspitze, die sich zudem zu ihrer Homosexualität bekennt. Angesichts
noch  immer  weitreichender  Diskriminierung  von  Lesben,  Schwulen,  Bisexuellen  und
Transgendern  (LGBT)  im  mehrheitlich  serbisch-orthodoxen  Serbien  sorgte  dies  für
Aufmerksamkeit und auch Ablehnung durch jene, die lieber einen „Mann und Familien-
vater“  in  diesem Amt  sehen  wollen.2 Abzuwarten  bleibt  damit  sowohl,  inwieweit  die
LGBT-Aktivistin in diesem Umfeld zu mehr Akzeptanz beitragen kann als auch wie sich
die  Art  ihres  Europakurses  ausgestalten  wird.  Bei  der  Dominanz  Vucics,  der  sich  ihr

1 Nenad Sebek: Predsednički izbori u Srbiji – smelo napred u prošlost, 12.4.2017, abrufbar unter: http://rs.
boell.org/sr/ (letzter Zugriff: 25.7.2017).

2 Euractiv: Serbien wird erstmals von einer Frau regiert, 16.6.2017. 
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bereits als Mentor anbot, wird es jedenfalls schwer werden, von Vucics weit abzudriften:
Reformen ja – solange und soweit sie sein System unterstützen und nicht unterminieren.3

Beograd na Vodi – Gigantomanisches Projekt gegen die Demokratie

Brnabic  wird  auch  ihre  Position  zum  umstrittenen,  gigantomanischen  Bau-Projekt
„Beograd na vodi“ (Belgrad ans Wasser) finden müssen, für das die Nationalversammlung
per lex specialis den Weg für Investoren aus den Vereinigten Arabischen Emiraten frei-
machte und das die Gesellschaft nachhaltig spaltet. Bislang zeigte Vucics Lieblingsprojekt,
dass seine Politik weniger von öffentlichem Interesse als von Einzelinteressen formuliert
wird und auch wie rigide sie sich nötigenfalls gegen andere Positionen wendet. Die Protes-
te, die sich mit dem massiven Korruptionsvorwurf unter „Ne da(vi)mo Beograd!“ sowohl
gegen Belgrads Bürgermeister Siniša Mali als auch Serbiens Regierung formieren, sind
sehr stark. Sie zeigen das Potenzial der oppositionellen Zivilgesellschaft, beweisen auch,
wie wenig diskussions- und kompromissbereit die Regierung auf Stadt- und Staatsebene
ist. Daran erinnerte im April 2017 das Jahresgedenken an die Vorfälle in der Hercegovačka
Ulica,  einer  zentralen  Straße  im  subkulturell  belebten  und  durch  „Beograd  na  vodi“
bedrohten Stadtteil Savamala: Vermummte Personen mit schwerem Gefährt hatten dort ein
Jahr zuvor Gebäude verwüstet und die Anwohner,  die die Proteste unter „Ne da(vi)mo
Beograd!“ unterstützen,  eingekesselt  –  wohlwollend geduldet  von Polizei  und (initiiert
von?) Staatsautorität.4

EU-Reaktion zwischen innenpolitischer Ignoranz und Nachbarschaftskonflikten

Angesichts signifikanter Demokratiemängel und antidemokratischer Demontageversuchen
von Freiheitsrechten verwundert die anhaltende, meist kritikfreie Unterstützung, die Vucic
seitens Europäischer Union und USA erfährt. Dort gilt er als Garant für die weitere Annä-
herung Serbiens an den Westen. Im Vergleich zu Nikolic, der in Vucics Fortschrittspartei
SNS den Flügel, der eine engere Anlehnung an Russland anstrebt, vertritt, scheint er die
bessere  Wahl.  So  machte,  wie  im  Dezember  2016  schon  der  Erweiterungskommissar
Johannes Hahn, im April 2017 auch der deutsche Außenminister Sigmar Gabriel der serbi-
schen Regierung Hoffnung auf einen zügigen Beitritt.  Innenpolitische Themen und die
Proteste  auf  der  Straße  blendeten  sie  aus.  Immerhin  verwies  Gabriel  auf  die  „haus-
gemachte Instabilität“ der  Balkanstaaten,  für die er  sie  künftig mehr in Verantwortung
nehmen will.5 Daneben bleiben für die EU-Serbien-Beziehungen die regionalen Außen-
beziehungen virulent: Das Verhältnis Kosovo-Serbien ist noch längst nicht konfliktfrei und
erhält das EU-Dilemma. Denn nach wie vor haben nicht alle Mitgliedstaaten das unabhän-
gige Kosovo anerkannt. Schließlich fordert die Blockade durch den Nachbarn und EU-
Mitglied Kroatien immer wieder heraus: Wie schon im Sommer 2016 legte Kroatien im
Februar 2017 sein Veto ein:  Kapitel  26 (Bildung und Kultur)  musste deswegen sofort
wieder geschlossen werden. Insgesamt verhandelt Serbien aktuell über zehn offene Kapitel
(von insgesamt 35), zwei sind vorübergehend geschlossen.

Weiterführende Literatur
Florian Bieber et al.:  The Crisis of Democracy in  the Balkans.  Authoritarianism and EU Stabilitocracy,  in:

BiEPAG Policy Paper, March 2017.

3 Vesna Pesic: Ana je tu, in: Pescanik, 19.6.2017.
4 Robert Kozma: Zašto protestujemo – Godinu dana od rušenja u Hercegovačkoj, in Pescanik, 19.4.2017. 
5 Andreij Ivanhi: Hauptsache die Geschäfte laufen. Sigmar Gabriel besucht Westbalkan, in: taz, 14.4.2017.

442 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017


